
FÜR UNTERNEHMER

Neues zur zweiten Stufe des 
Mehrwertsteuer­Digitalpakets
Zum 1. Juli 2021 tritt die zweite Stufe des Mehrwertsteu­
er­Digitalpakets  in  Kraft.  Insbesondere  grenzüberschrei­
tend  tätige  Online­Händler  im  B2C­Bereich 
(Geschäftsbeziehung zwischen Unternehmen und Privat­
personen) sind von den Änderungen betroffen. Unter an­
derem werden die länderspezifischen Lieferschwellen der 
sogenannten  Versandhandelsregelung  nach  §  3c  UStG 
durch  eine  einheitliche  Geringfügigkeitsschwelle  i.H.v. 
10.000 EUR ersetzt. 

Unternehmer  können  bei  Überschreitung  der  Schwelle 
ggf.  auf  die  jeweilige Registrierung  im  anderen Mitglied­
staat  verzichten  und  stattdessen  den  neuen  One­Stop­
Shop (OSS) nutzen.

Das  Bundesfinanzministerium  (BMF)  hat  einen  Entwurf 
zur Umsetzung der Neuerungen vorgelegt. 

Sonderregelung bei erstmaliger Inanspruchnahme
In  der  EU  ansässige  Unternehmer,  die  den  neuen  OSS 
nutzen wollen (§ 18j UStG), müssen dies der zuständigen 
Finanzbehörde  des  zuständigen  EU­Mitgliedstaates 
grundsätzlich  vor Beginn  des Besteuerungszeitraums,  ab 
dessen  Beginn  er  von  dem  besonderen  Verfahren  Ge­
brauch macht, anzeigen. In Deutschland wäre dies gegen­
über dem Bundeszentralamt für Steuern anzuzeigen.

Der BMF­Entwurf  ergänzt  diesen Grundsatz  nunmehr  für 
Fälle,  in  denen Unternehmer  erstmals  die  relevante Um­
satzschwelle  von  10.000  EUR  überschreiten.  Sie  sollen 
das  besondere  Besteuerungsverfahren  nutzen  können, 
wenn die Anzeige bis zum 10. Tag des auf die erste Leis­
tungserbringung  folgenden  Monats  erfolgt.  Ohne  diese 
Klarstellung wäre zu befürchten gewesen, dass Unterneh­
mer sich kurzfristig  im anderen Mitgliedstaat hätten regis­
trieren lassen müssen. 

Quelle: DstV e. V. 
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Editorial

Ehrenamtliche Helferinnen und Helfer in den Impfzentren
erhalten steuerliche Entlastungen. Die Finanzministerien
von Bund und Ländern haben sich darauf geeinigt, dass
Menschen, die nebenberuflich beim Impfen der Bevölke-
rung unterstützen, von der sogenannten Übungsleiter- und
Ehrenamtspauschale profitieren, weil dies ein wichtiges Zei-
chen und ein Ausdruck des Respekts für all diejenigen ist,
die sich ehrenamtlich für unsere Gesellschaft und den
Schutz der Gesundheit einsetzen. Außerdem sind die Ein-
nahmen von Ärzten, die in einem Impf- oder Testzentrum
oder in mobilen Teams arbeiten nicht sozialversiche-
rungspflichtig. Das hat der Gesetzgeber jetzt festgelegt. 
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Tankgutscheine und Werbeeinnahmen 
statt Arbeitslohn sind beitragspflichtig
Tankgutscheine über  einen bestimmten Euro­Betrag und 
Einnahmen  aus  der  Vermietung  von  Werbeflächen  auf 
privaten PKWs, die als neue Gehaltsanteile an Stelle des 
Bruttoarbeitslohns  erzielt  werden,  sind  sozialversiche­
rungspflichtiges  Arbeitsentgelt  und  unterliegen  der  Bei­
tragspflicht.  Dies  hat  das  Bundessozialgericht  entschie­ 
den und damit  der Revision eines Rentenversicherungs­
trägers stattgegeben (Az: B 12 R 21/18 R).

Vereinbart ein Arbeitgeber mit der Belegschaft einen  teil­
weisen Lohnverzicht und gewährt im Gegenzug an Stelle 
des Arbeitslohns Gutscheine  und  zahlt Miete  für Werbe­
flächen auf den PKW der Belegschaft, handelt es sich da­
bei  sozialversicherungsrechtlich  um  Arbeitsentgelt. 
Dieses umfasst grundsätzlich alle im Zusammenhang mit 
dem Arbeitsverhältnis stehenden geldwerten Vorteile. 

Ein  solcher  Zusammenhang  ist  anzunehmen,  wenn  der 
ursprüngliche  Bruttoarbeitslohn  rechnungsmäßig  fortge­
führt wird und die Tankgutscheine und Werbeeinnahmen 
als  "neue Gehaltsanteile" angesehen werden. Demzufol­
ge kommt es nicht darauf an, dass die Werbeeinnahmen 
auf eigenständigen Mietverträgen mit der Belegschaft be­
ruhten.

Die  Beitragspflicht  der Tankgutscheine  entfiel  auch  nicht 
ausnahmsweise.  Bei  ihnen  handelte  es  sich  nicht  um 
einen Sachbezug, weil sie auf einen bestimmten Euro­Be­
trag lauteten und als Geldsurrogat teilweise an die Stelle 
des wegen Verzichts ausgefallenen Bruttoverdienstes ge­
treten  waren.  Die  steuerrechtliche  Bagatellgrenze  von 
44 EUR im Monat kommt daher nicht zur Anwendung.

Quelle: Bundessozialgericht

Drittes Corona­Steuerhilfegesetz
Mit  dem  Dritten  Corona­Steuerhilfegesetz  werden  zur 
weiteren  Bekämpfung  der  Corona­Folgen  und  Stärkung 
der  Binnennachfrage  folgende  steuerlichen  Maßnahmen 
umgesetzt:

Die  Gewährung  des  ermäßigten  Umsatzsteuersatzes  in 
Höhe  von  7  %  für  erbrachte  Restaurant­und  Verpfle­
gungsdienstleistungen  mit  Ausnahme  der  Abgabe  von 
Getränken  wird  über  den  30.  Juni  2021  hinaus  befristet 
und bis zum 31. Dezember 2022 verlängert.

Für  jedes  im  Jahr  2021  kindergeldberechtigte  Kind  wird 
ein  Kinderbonus  gezahlt  und  das  Kindergeld  im  Monat 
Mai um einen Einmalbetrag in Höhe von 150 EUR für je­
des  Kind  erhöht,  um  die  anhaltenden  coronabedingten 
Belastungen von Familien mit Kindern auszugleichen. 

Der  steuerliche  Verlustrücktrag  wird  für  die  Jahre  2020 
und 2021 nochmals erweitert und auf 10 Mio. EUR bzw. 
20  Mio.  EUR  (bei  Zusammenveranlagung)  angehoben. 
Dies  gilt  auch  für  die  Betragsgrenzen  beim  vorläufigen 
Verlustrücktrag für 2020.

Quelle: BMF

EINKOMMENSTEUER  UND  PERSÖNLICHE 
VORSORGE

Impfzentren: steuerliche Erleichterun­
gen für Freiwillige beschlossen

Die Corona­Impfung  ist  eine Mammutaufgabe.  Jede Un­
terstützung  ist  herzlich willkommen – und  verdient  größ­
ten  Respekt.  Die  Finanzministerien  von  Bund  und 
Ländern  haben  sich  auf  eine  steuerliche  Entlastung  der 
freiwilligen  HelferInnen  in  Impfzentren  festgelegt.  Diese 
können nun von der sogenannten Übungsleiter­ oder von 
der  Ehrenamtspauschale  profitieren,  wonach  Vergütun­
gen  für  bestimmte Tätigkeiten bis  zu einem  festgelegten 
Betrag  steuerfrei  sind.  Die  steuerliche  Entlastung  ist  ein 
Zeichen der Wertschätzung  für alle, die  freiwillig  in  Impf­
zentren oder mobilen Impfteams aushelfen.

Nach  der Abstimmung  zwischen  Bund  und  Ländern  gilt 
für all diejenigen, die direkt an der Impfung beteiligt sind – 
also in Aufklärungsgesprächen oder beim Impfen selbst – 
die  Übungsleiterpauschale.  Diese  Regelung  gilt  für  Ein­
künfte  in  den  Jahren  2020  und  2021.  Die  Übungsleiter­
pauschale  lag 2020 bei  2.400 EUR, 2021 wurde  sie  auf 
3.000  EUR  jährlich  erhöht.  Bis  zu  dieser  Höhe  bleiben 
Einkünfte für eine freiwillige Tätigkeit steuerfrei.

Wer sich wiederum in der Verwaltung und der Organisati­
on  von  Impfzentren  engagiert,  kann  die  Ehrenamtspau­
schale in Anspruch nehmen. Für das Jahr 2020 betrug sie 
bis zu 720 EUR, seit 2021 sind bis zu 840 EUR steuerfrei.

Sowohl Übungsleiter­ als auch Ehrenamtspauschale grei­
fen lediglich bei Vergütungen aus nebenberuflichen Tätig­
keiten.  Dies  ist  in  der  Regel  der  Fall,  wenn  sie  im  Jahr 
nicht mehr als ein Drittel der Arbeitszeit einer vergleichba­
ren  Vollzeitstelle  in  Anspruch  nehmen.  Dabei  können 
auch solche HelferInnen nebenberuflich tätig sein, die kei­
nen  Hauptberuf  ausüben,  etwa  StudentInnen  und/oder 
RentnerInnen.  Zudem  muss  es  sich  beim  Arbeitgeber 
oder Auftraggeber entweder um eine gemeinnützige Ein­
richtung  oder  eine  juristische  Person  des  öffentlichen 
Rechts handeln.

Die Übungsleiterpauschale und die Ehrenamtspauschale 
sind Jahresbeträge, die einmal pro Kalenderjahr gewährt 
werden. Bei verschiedenen begünstigten Tätigkeiten wer­
den die Einnahmen zusammengerechnet.

Quelle: Ministerium für Finanzen Baden­Württemberg
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Pauschal gezahlte Zuschläge für Sonn­
tags­, Feiertags­ oder Nachtarbeit
Das Finanzgericht Düsseldorf (FG) hatte über die Steuer­
freiheit  von  Zuschlägen  für  Sonntags­,  Feiertags­  oder 
Nachtarbeit zu entscheiden.

Die  Klägerin  betrieb  ein  Kino  und  zahlte  an  einige  ihrer 
ArbeitnehmerInnen  neben  dem  Grundlohn  eine  monatli­
che Pauschale für Nacht­ und/oder Sonntagsarbeit. Diese 
behandelte  sie  in  den  Lohnabrechnungen  als  steuerfrei. 
Das beklagte Finanzamt ging dagegen von einer Steuer­
pflicht  der  Zuschläge  aus  und  nahm  die  Klägerin  durch 
einen Lohnsteuerhaftungsbescheid  in Anspruch. Die Vor­
aussetzungen  für  die  Steuerbefreiung  seien  nicht  erfüllt, 
weil die gezahlten Zuschläge nicht für die tatsächlich ge­
leistete Arbeit, sondern pauschal gezahlt worden seien.

Zur Begründung ihrer dagegen gerichteten Klage machte 
die Klägerin  geltend,  dass die  pauschalen Zuschläge  so 
bemessen  worden  seien,  dass  sie  innerhalb  der  von 
§  3b  EStG  gezogenen  Grenzen  bleiben  würden.  Zum 
Nachweis  legte  sie  Übersichten  vor,  aus  denen  sich  er­
gab,  dass  die  an  die ArbeitnehmerInnen  tatsächlich  ge­
leisteten  Zuschläge  niedriger  waren  als  die  rechnerisch 
ermittelten  Zuschläge.  Der  Differenzbetrag  wurde  als 
„nicht ausgeschöpfte Zuschläge“ gesondert ausgewiesen.

Dieser Argumentation ist das FG nicht gefolgt und hat mit 
einem Urteil entschieden, dass die Voraussetzungen des 
§ 3b EStG nicht erfüllt seien und hat die Klage abgewie­
sen. Die Klägerin hätte eine Einzelabrechnung der geleis­
teten  Stunden  erstellen  müssen.  Diesen Anforderungen 
genüge die bloße Kontrollrechnung der Klägerin nicht. Sie 
habe die Zuschläge pauschal ohne Rücksicht auf die tat­
sächlich  erbrachten  Leistungen  gezahlt.  Zudem  sei  es 
nicht  zu Ausgleichszahlungen  für  die  nicht  ausgeschöpf­
ten  Zuschläge  gekommen.  Die  Entscheidung  ist  rechts­
kräftig.

Quelle: Finanzgericht Düsseldorf

BAUHERREN UND VERMIETER

Mietzahlung im „Corona­Lockdown"
Ein  Einzelhändler,  dessen  Ladenlokal  im  „Corona­Lock­
down“  für  den  Publikumsverkehr  geschlossen  werden 
musste, kann seine Mietzahlung nicht ohne Weiteres aus­
setzen oder  reduzieren. Mit  diesem Urteil  hat  das Ober­
landesgericht  Karlsruhe  (OLG)  eine  entsprechende 
Entscheidung des Landgerichts Heidelberg bestätigt. 

Die Berufung einer Einzelhandelskette, deren Filiale auf­
grund  einer  behördlichen Anordnung  im  „ersten Corona­
Lockdown“  vom  18.  März  bis  zum  19.  April  2020  ge­
schlossen bleiben musste und die  daher  die  vereinbarte 
Miete  für  ihr  Ladenlokal  im April  2020  nicht  an  ihre Ver­
mieter bezahlte, hatte keinen Erfolg.

Zur Begründung hat  das OLG ausgeführt,  dass eine all­
gemeine  coronabedingte  Schließungsanordnung  keinen 
Sachmangel des Mietobjekts begründet, der einen Mieter 
zur Minderung der Miete berechtigt. Der Zustand der Mie­

träume  als  solcher  erlaubte  die  vertraglich  vorgesehene 
Nutzung als Verkaufs­ und Lagerräume eines Einzelhan­
delsgeschäfts  weiterhin,  sodass  auch  unter  diesem 
Aspekt die Mietzahlungspflicht nicht in Wegfall geriet.

Das  OLG  hat  allerdings  darauf  hingewiesen,  dass  eine 
Unzumutbarkeit der vollständigen Mietzahlung in solchen 
Fällen unter dem Gesichtspunkt eines  „Wegfalls der Ge­
schäftsgrundlage“  grundsätzlich  in  Betracht  kommen 
kann. Dies setzt  jedoch voraus, dass die Inanspruchnah­
me des Mieters zu einer Vernichtung seiner Existenz füh­
ren  oder  sein  wirtschaftliches  Fortkommen  zumindest 
schwerwiegend beeinträchtigen würde und auch die Inter­
essenlage  des  Vermieters  eine  Vertragsanpassung  er­
laubt.  Hierfür  ist  eine  Prüfung  der  Umstände  des 
Einzelfalls erforderlich, bei  der unter anderem der Rück­
gang der Umsätze, mögliche Kompensationen durch Onli­
nehandel  oder  durch  öffentliche  Leistungen,  ersparte 
Aufwendungen zum Beispiel durch Kurzarbeit sowie fort­
bestehende Vermögenswerte durch weiterhin verkaufbare 
Ware  zu  berücksichtigen  sind.  Solche  besonderen  Um­
stände, die zu einer Unzumutbarkeit der Mietzahlung füh­
ren  könnten,  hatte  die  berufungsführende  Einzel­ 
handelskette  im  jetzt  entschiedenen  Einzelfall  nicht  in 
ausreichender Weise geltend gemacht.

Quelle: Oberlandesgericht Karlsruhe, Az. 7 U 109/20

FÜR HEILBERUFE

Arbeit in Impf­ und Testzentren: Ärzte 
müssen keine Sozialabgaben zahlen
Arbeiten  Ärzte  in  einem  Impf­  oder  Testzentrum  oder  in 
mobilen Teams,  sind  diese  Einnahmen  nicht  sozialversi­
cherungspflichtig.  Das  hat  der  Gesetzgeber  jetzt  festge­
legt.

Die  Kassenärztliche  Bundesvereinigung  hatte  sich  dafür 
stark  gemacht,  da  sich  ansonsten  eine  honorarärztliche 
Tätigkeit finanziell kaum gelohnt hätte.

Sie wurde in das Gesetz zur Reform der technischen As­
sistenzberufe  in  der Medizin  und  zur  Änderung  weiterer 
Gesetze  (MTA­Reform­Gesetz)  aufgenommen,  das  am   
3. März 2021 im Bundesanzeiger veröffentlicht wurde.

Zeiträume beachten
Die Arbeit  als  Ärztin  oder Arzt  in  einem  Impfzentrum  im 
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Im  Mai  2019  erfolgte  auf  dem  Konto  der  Klägerin  eine 
Transaktion  in Höhe  von  25.960,45  EUR, welche weder 
durch die Klägerin noch deren Ehemann autorisiert wor­
den  war.  Die  Klägerin  verlangt  von  der  Beklagten Aus­
gleich  des  Betrags  in  Höhe  von  25.960,45  EUR  gem. 
§  675u Satz  2  BGB. Die  Beklagte meint,  dass  sie  nicht 
zum Ausgleich  verpflichtet  sei  bzw.  ihr  ein  Schadenser­
satzanspruch gegen die Klägerin zustehe, weil diese die 
Kontodaten  ihrem  Ehemann  weitergegeben  und  damit 
den Phishing­Vorgang möglich gemacht habe. Schließlich 
sei dieser über die Mobiltelefonnummer des Ehemannes 
der Klägerin erfolgt.

Das  LG  hat  die  Beklagte  verurteilt,  an  die  Klägerin 
25.960,45  EUR  zu  bezahlen.  Der Anspruch  ergebe  sich 
aus  §  675u  Satz  2  BGB.  Die  Beklagte  habe  umgekehrt 
keinen Schadensersatzanspruch nach § 675v Abs. 3 Nr. 2 
BGB  gegen  die  Klägerin,  aufgrund  dessen  sie  die  Zah­
lung verweigern könne, obwohl diese die Kontodaten an 
ihren  Ehemann  weitergegeben  habe.  Die  Gefahr  eines 
Phishing­Angriffs sei nicht durch die Weitergabe der PIN 
an  den  Ehemann  der  Klägerin  erhöht  worden.  Das 
Schutzniveau habe sich dadurch, dass nicht die Klägerin 
selbst, sondern  ihr Ehemann das Konto verwaltete, nicht 
verändert. Es sei nicht ersichtlich, dass ein Angriff auf das 
Mobiltelefon  des  Ehemanns  der  Klägerin  wahrscheinli­
cher war als auf das Mobiltelefon der Klägerin selbst. 

Jedenfalls  habe  sich  eine mögliche Pflichtverletzung der 
Klägerin nicht kausal auf den Eintritt des geltend gemach­
ten Schadens ausgewirkt. Es bestünden überhaupt keine 
Anhaltspunkte dafür, dass die Gefahr eines Phishing­An­
griffs  durch  die  faktische  Verwaltung  des  Kontos  durch 
den  Ehemann  der  Klägerin  in  irgendeiner Weise  erhöht 
und  damit  im  Sinne  des  §  675v Abs.  3  BGB  „herbeige­
führt“ worden sei.

Quelle: OLG Nürnberg

AKTUELLE STEUERTERMINE
Lohnsteuer, Umsatzsteuer (M, Vj)
12.04.2021 (15.04.2021)*

Fälligkeit der Beiträge zur Sozialversicherung:
26.04.2021 (Beitragsnachweis)
28.04.2021 (Beitragszahlung)

Zur Wahrung der Frist muss der Beitragsnachweis am 
Vortag bis spätestens 24.00 Uhr eingereicht sein.

* Ende der Schonfrist bei Zahlung durch Überweisung in 
Klammern. 

WICHTIGER HINWEIS
Gesetze und Rechtsprechung ändern sich fortlaufend. Nutzen Sie deshalb 

unsere Briefe zur  Information. Bitte denken Sie aber daran, dass Sie vor 

Ihren  Entscheidungen  grundsätzlich  unsere  Beratung  in Anspruch  neh­

men, weil wir sonst keine Verantwortung übernehmen können.

Sinne  der  Coronavirus­Impfverordnung  oder  einem  dort 
angegliederten mobilen Impfteam ist in der Zeit vom    
15.  Dezember  2020  bis  zum  31.  Dezember  2021  nicht 
beitragspflichtig.

Für die Tätigkeit in einem Testzentrum im Sinne der Coro­
navirus­Testverordnung  oder  einem  dort  angegliederten 
mobilen Testteam beginnt die Frist am 4. März 2021 (bis 
zum 31. Dezember 2021).

Quelle: Kassenärztliche Bundesvereinigung

LESEZEICHEN

Fitnessstudio­Beiträge im Fokus
Die Möglichkeit zur Teilnahme an einem guten Firmen­Fit­
nessprogramm  hält  die Mitarbeiter  nicht  nur  fit,  sondern 
bestenfalls  auch bei  der Stange. Arbeitgeber  sollten  aus 
lohnsteuerlichen Gründen und Betreiber von Fitnessstudi­
os  bei  Beitragsfortzahlungen  jedoch  stets  die  aktuelle 
Rechtsprechung  im  Blick  behalten.  Mehr  Informationen 
hierzu unter tinyurl.com/fbenmcdj

Corona­Finanzhilfen
Die  Corona­Krise  trifft  weiterhin  viele  Unternehmen  ex­
trem  und  stellt  diese  vor  große  finanzielle  Herausforde­
rungen.  Einen  Überblick  über  die  aktuellen 
Hilfsprogramme und zur Antragsstellung finden Sie unter: 
tinyurl.com/p9xp76th

FÜR SPARER UND KAPITALANLEGER

Weitergabe von Kontodaten führt nicht 
automatisch zu einem Schadensersatz­
anspruch der Bank
Das Landgericht Nürnberg­Fürth hatte sich mit der Frage 
zu befassen,  ob die Weitergabe von personalisierten Si­
cherheitsmerkmalen (wie z. B. PIN) an den Ehemann ei­
nem Ausgleichsanspruch gegen die Bank entgegensteht, 
wenn es auf dem Konto zu einem Phishing­Vorgang ge­
kommen ist.

Die Klägerin unterhielt bei der Beklagten – einer Bank – 
ein Wertdepotkonto.  In den allgemeinen Geschäftsbedin­
gungen der Beklagten war u. a. geregelt, dass personali­
sierte  Sicherheitsmerkmale  geheim  zu  halten  und 
Authentifizierungselemente  vor  dem Zugriff  anderer  Per­
sonen  sicher  zu  verwahren  sind.  Die  Klägerin  hatte  die 
Verwaltung  des  Kontos  ihrem  Ehemann  übertragen. 
Schon  beim  Eröffnungsantrag  hatte  sie  ausschließlich 
dessen E­Mail­Adresse angegeben. Die Übermittlung der 
TANs per SMS erfolgte ausschließlich auf ein durch den 
Ehemann  der  Klägerin  genutztes Mobiltelefon.  Beim  Er­
öffnungsantrag  für  das  Konto  war  bereits  ausschließlich 
die Handynummer des Ehemanns hinterlegt worden. Die 
Klägerin  hatte  der  Beklagten  allerdings  nicht  mitgeteilt, 
dass  das  Konto  durch  ihren  Ehemann  verwaltet  werden 
würde.
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